
 

 
  

- 2 - 

BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 8 SO 6/09 R 
 
L 2 SO 38/08 (LSG Rheinland-Pfalz) 
S 12 SO 36/08 (SG Koblenz) 
 
 
 
………………………………, 
 
 
 Kläger, Antragsteller 
 und Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
Verbandsgemeinde Maifeld, 
Marktplatz 4 - 6, 56751 Polch, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

Der 8. Senat des Bundessozialgerichts hat am 25. Mai 2009 durch den  

Vorsitzenden Richter   E i c h e r   sowie den Richter   C o s e r i u   und 

die Richterin   B e h r e n d    beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nichtzulassung 

 der Revision im Urteil des Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 12. Januar 2009  

- L 2 SO 38/08 - Prozesskostenhilfe zu bewilligen und einen Rechtsanwalt beizuordnen, wird 

abgelehnt.  

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision in dem bezeichneten 

Urteil wird als unzulässig verworfen.  

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten.  
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Im Streit sind Umzugskosten in Höhe von 3.442,88 Euro sowie Kosten für eine Mietkaution in 

Höhe von zwei Monatsmieten.  

 

Mit Bescheiden vom 9. November 2004 und 20. Dezember 2004 in der Gestalt des Wider-

spruchsbescheides vom 26. Mai 2006 hat die Beklagte die Zahlung einer Mietkaution in Höhe 

von zwei Monatsmieten und eine Umzugskostenbeihilfe abgelehnt. Hiergegen hat der Kläger 

am 17. Juli 2007 erfolglos Klage erhoben (Gerichtsbescheid des Sozialgerichts <SG> Koblenz 

vom 27. Februar 2008; Urteil des Landessozialgerichts <LSG> Rheinland-Pfalz vom 12. Januar 

2009; vgl den Senatsbeschluss in der Sache B 8 SO 5/09 R). Mit Schreiben vom 13. März 2008 

hat der Kläger eine weitere Klage erhoben und beantragt, die Beklagte zu verurteilen, die "seit 

dem 21.12.2004 ausstehenden Kosten für den Umzug und die Mietkaution" zu zahlen. Klage 

und Berufung hatten keinen Erfolg (Gerichtsbescheid des SG Koblenz vom 9. September 2008; 

Urteil des LSG Rheinland-Pfalz vom 12. Januar 2009). Zur Begründung hat das LSG aus-

geführt, die Klage sei, wie das SG zutreffend entschieden habe, unzulässig.  

 

Der Kläger hat gegen dieses Urteil "Revision" eingelegt, Prozesskostenhilfe (PKH) zur Durch-

führung dieses Verfahrens und die Beiordnung eines Rechtsanwalts beantragt. Er beruft sich 

auf vorsätzlich falsche Angaben der Sozialamtsmitarbeiter mit dem Ziel, ihn weiter zu betrügen.  

 

 

II 

 

Der Antrag auf Bewilligung von PKH ist nicht begründet. Dabei legt der Senat das Begehren 

des Klägers als Antrag auf Bewilligung von PKH für das Verfahren der Beschwerde gegen die 

Nichtzulassung der Revision im Urteil des LSG aus, weil die Revision weder in der Ent-

scheidung des LSG noch auf Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision durch Be-

schluss des Bundessozialgerichts (BSG) nach § 160a Abs 4 Satz 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) 

zugelassen ist (§ 160 Abs 1 SGG). Die Erklärungen des Klägers sind - ohne dass es einer Um-

deutung bedarf - einer derartigen Auslegung zugänglich (vgl dazu den Senatsbeschluss in der 

Sache B 8 SO 5/09 R).  

 

PKH ist nur zu bewilligen, wenn die beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf 

Erfolg bietet (§ 73a Abs 1 Satz 1 SGG iVm § 114 Zivilprozessordnung <ZPO>). An der erforder-

lichen Erfolgsaussicht fehlt es hier. Es ist nicht zu erkennen, dass ein zugelassener Prozess-

bevollmächtigter (§ 73 Abs 4 SGG) in der Lage wäre, die vom Kläger angestrebte Nicht-

zulassungsbeschwerde erfolgreich zu begründen.  
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Hinreichende Aussicht auf Erfolg böte die Nichtzulassungsbeschwerde nur, wenn einer der drei 

in § 160 Abs 2 SGG abschließend aufgezählten Zulassungsgründe mit Erfolg geltend gemacht 

werden könnte; denn nur diese Gründe können zur Zulassung der Revision führen. Die 

Revision darf danach nur zugelassen werden, wenn die Rechtssache grundsätzliche 

Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des 

Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes (GmSOGB) oder des 

Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) abweicht und auf dieser Abweichung beruht (§ 160 Abs 2 

Nr 2 SGG) oder ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene 

Entscheidung beruhen kann (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG).  

 

Keiner der bezeichneten Zulassungsgründe ist hier ersichtlich. Weder kommt der Rechtssache 

grundsätzliche Bedeutung zu, es fehlt an einer Rechtsfrage, die über den Einzelfall hinaus aus 

Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisions-

gericht bedürftig und fähig ist (vgl ua BSG SozR 1500 § 160a Nr 60 und 65); noch weicht die 

Entscheidung von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG ab. 

Schließlich spricht nichts dafür, dass in einer Nichtzulassungsbeschwerde ein Verfahrensfehler 

geltend gemacht werden könnte, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann. Die 

Klage war bereits wegen anderweitiger Rechtshängigkeit unzulässig (§ 202 SGG iVm § 17 

Abs 1 Satz 2 Gerichtsverfassungsgesetz). SG und LSG haben danach die Klage jedenfalls im 

Ergebnis zu Recht als unzulässig beurteilt.  

 

Die Bewilligung von PKH muss daher abgelehnt werden. Damit entfällt zugleich die Beiordnung 

eines Rechtsanwalts im Rahmen der PKH (§ 73a Abs 1 SGG iVm § 121 Abs 1 ZPO).  

 

Die von dem Kläger ohne zugelassenen Prozessbevollmächtigten eingelegte Beschwerde ent-

spricht nicht den zwingenden gesetzlichen Vorschriften. Der Kläger muss sich vor dem BSG 

gemäß § 73 Abs 4 SGG durch einen zugelassenen Prozessbevollmächtigten vertreten lassen. 

Er kann eine Prozesshandlung rechtswirksam nicht vornehmen, folglich auch nicht selbst Be-

schwerde einlegen. Schon die Beschwerdeschrift muss von einem nach § 73 Abs 4 SGG zu-

gelassenen Prozessbevollmächtigten unterzeichnet sein. Hierauf hat das LSG den Kläger in der 

Rechtsmittelbelehrung des angefochtenen Urteils hingewiesen. Die nicht formgerecht ein-

gelegte Beschwerde ist schon deshalb nach § 160 Abs 4 Satz 1 iVm § 169 SGG als unzulässig 

zu verwerfen.  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 SGG.  
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